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Vorbemerkung

Dieses Dokument ist das Ergebnis eines Dialogprozesses innerhalb der Facharbeitsgruppe „Wohnraumver-
sorgung“ im Rahmen des Nationalen Aktionsplans gegen Wohnungslosigkeit (NAP-W). Im April 2024 wurde 
durch die damalige Bundesregierung der NAP-W mit dem Ziel verabschiedet, die Wohnungs- und Obdach-
losigkeit in Deutschland bis 2030 zu überwinden. Die Verabschiedung stellte dabei den Startpunkt eines 
gemeinsamen Prozesses dar, an dem – unter Federführung des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen (BMWSB) – weitere Bundesressorts, mehrere Bundesländer, die kommunalen Spit-
zenverbände, Organisationen der Zivilgesellschaft, Unternehmen und Verbände der Wohnungswirtschaft 
sowie privater Vermietender, Einrichtungen und Dienste der Wohnungsnotfallhilfe, Vertretungen der Wis-
senschaft und Forschung sowie Interessen- und Selbstvertretungen wohnungsloser Menschen mitwirken. 

Ein Element zur Umsetzung des NAP-W war die Einrichtung von drei Facharbeitsgruppen: „Wohnraumver-
sorgung“, „Hilfen, Hilfesysteme & Notversorgung“ sowie „Prävention von Wohnungs- und Obdachlosig-
keit“. Diese haben konkrete Maßnahmen festgelegt, sie in Unterarbeitsgruppen fachlich fundiert erörtert 
und für die Umsetzungsebene aufbereitet. Daraus entstanden themenspezifische Ergebnispapiere – primär 
Arbeitshilfen und Empfehlungspapiere – mit praxisnahem Nutzen für Akteur:innen vor Ort bei der Überwin-
dung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit. 

Dieses Dokument ist das Produkt eines umfassenden Arbeits- und Dialogprozesses verschiedener Fachex-
pert:innen der oben genannten Mitwirkenden am NAP-W. Der Entwurf wurde in der Unterarbeitsgruppe 
„Soziale Wohnraumförderung“ erarbeitet, in der Facharbeitsgruppe „Wohnraumversorgung“ abschlie-
ßend beraten und anschließend vom Lenkungskreis des NAP-W zur Kenntnis genommen.

Geleitet werden die Facharbeitsgruppen von jeweils zwei Co-Vorsitzenden – für die Facharbeitsgruppe 
„Wohnraumversorgung“ sind dies André Riemer (Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen) und Matthias zu Eicken (Haus & Grund Deutschland – Zentralverband der Deutschen Haus-, 
Wohnungs- und Grundeigentümer e. V.). Unterstützt werden die Facharbeitsgruppen durch den Deutschen 
Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V. (DV). 

Die am Ende des Dokuments aufgeführten Expert:innen sind Mitglieder der Fach- und Unterarbeitsgruppen 
und haben ihre Expertise eingebracht. Die Nennung der Mitwirkenden spiegelt die Vielfalt der eingebrach-
ten Fachkompetenzen und Perspektiven wider; sie ist nicht mit einer formalen Zustimmung des Papiers 
durch die Organisationen gleichzusetzen.

Wir danken allen Beteiligten ausdrücklich für ihre engagierte und fachkundige Mitwirkung.
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Abkürzungsverzeichnis
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1. 

Zielsetzung und Vorgehen

Die soziale Wohnraumförderung ist ein effektives 
und bewährtes Mittel, um das Angebot an bezahl-
barem Wohnraum auch für vulnerable Gruppen 
auszuweiten. Im Nationalen Aktionsplan gegen 
Wohnungslosigkeit (NAP-W) ist die Bedeutung 
u. a. in Maßnahme 1 verankert und betont die vor-
gesehene Ausweitung der Finanzhilfen des Bun-
des für den sozialen Wohnungsbau (BMWSB 2024, 
S. 32). 

Auch die 142. Bauministerkonferenz hat im No-
vember 2023 betont, dass wohnungslose Men-
schen im Rahmen der Wohnraumfördergesetze 
und -programme der Länder bei den Zielgruppen 
der sozialen Wohnraumförderung Berücksichti-
gung finden (BMWSB 2024, S. 37).

Die Facharbeitsgruppe „Wohnraumversorgung“ 
des NAP-W hat analysiert, inwieweit die sozia-
le Wohnraumförderung1 gezielt dazu beitragen 
kann, den Zugang zu Wohnraum für wohnungs-
lose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Men-
schen zu verbessern – und wo zugleich ihre struk-
turellen Grenzen liegen. 

Bei den Grenzen ist vor allem der breite Versor-
gungsauftrag für unterschiedliche Zielgruppen 
sowie damit verbunden die Beschränkung auf 
belegungs- und mietpreisgebundene Wohnungen 
mit regulären Dauermietverträgen zu beachten. 
Dies schließt die Förderung von Sonderwohnfor-
men für wohnungslose Menschen zur befristeten 
Unterbringung, wie betreutes Wohnen, Über-
gangswohnungen oder Notunterkünfte aus. 

1  Auch wenn die Bundesländer unterschiedliche 
Begriffe verwenden (Nordrhein-Westfalen: öffentliche 
Wohnraumförderung; Berlin: Wohnungsbauförderung; 
Baden-Württemberg, Bayern, Hessen: Wohnraumför-
derung) spricht dieses Dokument von „sozialer Wohn-
raumförderung“, da dies die auf Bundesebene genutzte 
Bezeichnung ist und sich begrifflich von anderen Arten 
der Wohnungsbauförderung abgrenzt.
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01. 
Facharbeitsgruppe: 

Vorstellung der grund-
legenden Systematik 

(inkl. Beispiele)

02. 
Internetgestützte 

Recherche und 
Interviews

03. 
Rückkopplung der 

Ergebnisse mit Fach-
arbeitsgruppe und 

Fachleuten

04. 
Formulierung 

grundlegender  
Ableitungen und 
Empfehlungen

In zwei Sitzungen der Facharbeitsgruppe im Jahr 
2024, wurde durch mehrere Präsentationen die 
grundlegende Systematik der sozialen Wohn-
raumförderung mit den Einsatzmöglichkeiten 
für wohnungslose Menschen vorgestellt und es 
wurden zwei spezifische Förderansätze aus Berlin 
und Schleswig-Holstein erörtert.

Darauf aufbauend wurden über eine inter-
netgestützte Recherche und Interviews mit 
Vertreter:innen von Landesministerien und Lan-
desförderinstituten die für die Verbesserung der 
Wohnraumversorgung wohnungsloser Menschen 
relevanten Förderansätze weiterer Bundeslän-
der (v. a. Baden-Württemberg, Bayern, Hamburg, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen) betrachtet und 

aufbereitet. Die Rechercheergebnisse wurden in 
zwei Sitzungen einer eigens einberufenen Unter-
arbeitsgruppe sowie in zwei Sitzungen der gesam-
ten Facharbeitsgruppe vorgestellt und mit weite-
ren Fachleuten rückgekoppelt.

Dadurch bietet dieses Dokument insgesamt einen 
möglichst repräsentativen Überblick über ver-
schiedene Fördermodelle und von den Ländern 
verfolgte Ansätze – ohne jedoch alle sechzehn Bun-
desländer zu analysieren. Darauf aufbauend wer-
den grundlegende Ableitungen und Empfehlun-
gen formuliert, auf welche Weise, aber auch unter 
welchen Einschränkungen, sich die soziale Wohn-
raumförderung für die Unterstützung wohnungslo-
ser Menschen noch zielgerichteter nutzen lässt
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2. 

Entwicklung, Ausgestaltung und 
Steuerungsmechanismen der 
sozialen Wohnraumförderung

2.1 Grundstrukturen der sozialen 
Wohnraumförderung

Das jetzige System der sozialen Wohnraumför-
derung ist das Ergebnis mehrerer grundlegender 
politischer Reformen. Mit dem Inkrafttreten des 
Wohnraumförderungsgesetzes (WoFG) im Jahr 
2001 wurde der bis dahin überwiegend staat-
lich organisierte soziale Wohnungsbau durch ein 
stärker marktorientiertes Fördermodell ersetzt. 
Seither liegt der Fokus nicht mehr allein auf dem 
flächendeckenden Neubau für breite Bevölke-
rungsschichten, sondern stärker auf der geziel-
ten Unterstützung von Haushalten, die sich aus 
eigener Kraft nicht angemessen mit Wohnraum 
versorgen können. Die Förderung richtet sich ins-
besondere an einkommensschwache Haushalte, 
Familien mit Kindern, Alleinerziehende, ältere 
Menschen, Menschen mit Behinderungen sowie 
Studierende und Auszubildende. 

Angesichts der zunehmenden Wohnungsmarkt-
engpässe in zahlreichen Ballungsräumen und der 
damit einhergehenden Schwierigkeit von Haus-
halten mit mittleren Einkommen, sich mit bezahl-
barem Wohnraum zu versorgen, haben manche 
Bundesländer die Einkommensgrenzen erweitert. 
Im Rahmen der Föderalismusreform 2006 ging die 
Zuständigkeit für die Ausgestaltung der sozialen 
Wohnraumförderung vollständig auf die Bundes-

länder über. Der Bund verfügt (seit der Grund-
gesetz-Änderung 2020, Art. 104d) lediglich über 
eine Finanzierungskompetenz. Die konkrete Um-
setzung und Ausgestaltung der Förderprogramme 
liegt bei den Ländern, die eigene Förderrichtlinien 
und Sonderbausteine2 entwickeln können, um auf 
regionale Bedarfe und spezifische Zielgruppen 
einzugehen. Manche Bundesländer entwickeln 
dabei unter anderem auch Förderansätze für „be-
sondere Bedarfsgruppen“, zu denen – neben wei-
teren – auch wohnungslose oder von Wohnungs-
losigkeit bedrohte Menschen zählen. 

Investitionen im sozialen Wohnungsbau bzw. 
der Wohnraumförderung der Länder erfolgen 
durch verschiedene Gruppen von Bauverant-
wortlichen als Fördernehmer:innen, Selbst-
nutzende bei Eigentum, kommunalen und 
landeseigenen Wohnungsunternehmen, Genos-
senschaften, gewerblichen Wohnungsunterneh-
men, Stiftungen und anderen Körperschaften, 
privaten Einzeleigentümer:innen – auch in Ko-
operationen. Die Förderung wird also von einem 
breiten Spektrum von Investierenden in Anspruch 
genommen und materialisiert sich in einer großen 
Vielfalt gebauter Angebote. 

2  Siehe z. B. die Differenzierung in drei Förderwege in 
Hamburg.
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Geförderte Wohnungen im Rahmen der 
sozialen Wohnraumförderung wurden 
in der Regel mit öffentlichen Mitteln er-
richtet oder modernisiert und unterlie-
gen einer Mietpreis- sowie Belegungs-
bindung (siehe Kapitel 2.3, S. 11). Auch 
der Ankauf von Mietpreis- und Belegungs-
bindungen im Bestand ist Gegenstand der 
Förderung. Diese Bindungen stellen sicher, 
dass die Wohnungen über einen festgelegten 
Zeitraum zu sozial verträglichen Konditionen 
vermietet werden und ausschließlich berech-
tigten Haushalten zur Verfügung stehen. Die so 
geschaffenen Sozialwohnungen sind damit aber 
„normaler“ Wohnraum mit Dauermietverträgen. 

Anders als temporäre oder institutionelle Wohn-
formen wie Übergangswohnen, Trägerwohnungen 
mit kurzfristigen Mietverhältnissen oder Notunter-
künften, zielt die soziale Wohnraumförderung auf 
die dauerhafte Integration der Zielgruppen in den 
regulären Wohnungsmarkt durch die Schaffung, 
Sicherung bzw. Vermittlung von normalen Woh-
nungen. Damit sollen ein dauerhaft gesichertes 
Mietverhältnis und ein stabiles Wohnumfeld er-
möglicht werden.

JÄHRLICHE BUNDESMITTEL  
FÜR DIE SOZIALE WOHNRAUMFÖRDERUNG

2020: 1 Milliarde Euro 
2025: 3,5 Milliarden Euro
2026: 4 Milliarden Euro

2028: 5,5 Milliarden Euro

2025– 2029:  

23,5 Mrd. Euro

2.2 Deutliche Mittelaufstockung für die 
soziale Wohnraumförderung seit 2020

Seit 2020 sind die Bundesmittel für die soziale 
Wohnraumförderung von 1 Milliarde Euro konti-
nuierlich gestiegen und erreichten im Programm-
jahr 2025 ein Volumen von 3,5 Milliarden Euro. 
Im Rahmen der Finanzplanung ist vorgesehen, 
die Mittel für 2026 auf 4 Milliarden Euro zu erhö-
hen und bis 2028 auf jährlich 5,5 Milliarden Euro 
anwachsen zu lassen. Damit steht in der laufen-
den Legislaturperiode von 2025 bis 2029 eine 
Rekordsumme von 23,5 Milliarden Euro zur Ver-
fügung. Die Länder mussten im Programmjahr 
2024 mindestens 30 Prozent kofinanzieren. Viele 
Länder leisten hierbei aber auch erheblich mehr 

und werden ihrer verfassungsrechtlichen Gesetz-
gebungs- und Umsetzungskompetenz gerecht. 
Angesichts der hohen Nachfrage in den letzten 
Jahren haben die Länder die steigenden Bundes-
mittel insgesamt auch mit steigenden Landesmit-
teln kofinanziert, so dass erfahrungsgemäß jeder 
Euro vom Bund mit deutlich mehr als einem Euro 
Landesmitteln ergänzt wird. 

Im Kalenderjahr 2024 wurden in ganz Deutsch-
land insgesamt knapp 62.000 Wohneinheiten im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus gefördert, 
davon knapp 27.000 Mietwohnungen im Neubau 
und jeweils circa 7.000 Mietwohnungen durch 
Modernisierung sowie durch den Erwerb oder die 
Verlängerung von Belegungsbindungen (BMWSB 
2025)3. Der Schwerpunkt der Wohnraumförde-
rung liegt derzeit dementsprechend im Neubau 
von Mietwohnungen mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen. Insgesamt wurden somit knapp 
25 Prozent mehr Wohneinheiten gefördert als im 
Kalenderjahr 2023. Trotz der in absoluten Zahlen 
deutlichen Erhöhung der nominalen Fördermittel 
von Bund und Ländern werden damit nicht im 

3  Außerdem wurden knapp 12.000 Wohneinheiten im 
selbstgenutzten Wohneigentum und etwa 9.000 Wohn-
heimplätze („Junges Wohnen“) gefördert.
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gleichen Verhältnis mehr Wohneinheiten gebaut 
bzw. modernisiert oder Bindungen verlängert. 
Denn angesichts der stark gestiegenen Baukos-
ten sowie der Zinswende ist die durchschnitt-
liche Förderintensität (v. a. Tilgungszuschüsse 
und Zinssubventionen) pro Wohneinheit eben-
falls deutlich gestiegen. Damit konnte der in den 
letzten 20 Jahren erfolgte deutliche Rückgang an 
Sozialwohnungen mit auslaufenden Bindungen 
zwar nicht vollständig gestoppt, aber deutlich ver-
langsamt werden.

Insgesamt bestehen deutschlandweit ca. 1,05 Mil-
lionen mietpreis- und belegungsgebundene Sozi-
alwohnungen (im Vergleich zu 2,9 Millionen im 
Jahr 1990). Gleichzeitig stieg die Zahl der Antrags-
berechtigten auf geförderten Wohnraum: einer-
seits durch die in manchen Bundesländern erfolg-
te Anhebung der Einkommensgrenzen bzw. die 
Einführung zusätzlicher Förderwege, andererseits 
durch die erhöhte Zuwanderung – insbesondere 
von Menschen aus der Ukraine, die infolge des 
russischen Angriffskriegs nach Deutschland ge-
flüchtet sind.

Um die Fördereffizienz zu erhöhen und mit den 
Mitteln mehr mietpreis- und belegungsgebun-
denen Wohnraum zu schaffen bzw. zu sichern, 
arbeiten die Bundesländer auch daran, über-
mäßige Baustandards und -normen auf ein an-
gemessenes Maß zurückzuführen, um die Bau-
kosten zu senken und weniger Zuschüsse pro 

Wohneinheit einsetzen zu müssen. Beispiele 
sind der „Regelstandard Erleichtertes Bauen“ 
in Schleswig-Holstein oder der „Hamburg-Stan-
dard“. Hierzu gab es in der Facharbeitsgruppe 
allerdings auch kritische Stimmen im Hinblick 
auf eine mögliche sozial-räumliche Segregation 
durch die Absenkung der Wohnqualitätsstan-
dards von Gebäuden oder Quartieren. Es besteht 
aber Einvernehmen darüber, Möglichkeiten zu 
nutzen, die durch Normung übermäßig gestiege-
nen Baukosten zu dämpfen, und dabei zugleich 
einen angemessenen Wohnstandard zu bewah-
ren. „Schlichtwohnungsbau“ wie in den 1950er 
Jahren für einkommensschwächere Gruppen ist 
keine Option. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 
besonders benachteiligte Zielgruppen – etwa 
wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit be-
drohte Menschen – angemessen mit Wohnraum 
versorgt werden können. Das Segment des sozia-
len Wohnungsbaus allein reicht hierfür nicht aus 
und aufgrund des breiten Versorgungsauftrags der 
Wohnraumförderung wäre eine ausschließliche 
Fokussierung auf die obengenannte Gruppe auch 
nicht zielführend. Einige Bundesländer verfolgen 
dennoch gezielte Förderansätze für Menschen mit 
besonderen Zugangsschwierigkeiten zum Woh-
nungsmarkt, die im Folgenden dargestellt werden. 
Ergänzend dazu ist die Akquise von regulärem, 
nicht gefördertem Wohnraum unterschiedlicher 
Eigentümergruppen entscheidend, um Woh-
nungslosigkeit wirksam zu bekämpfen. Dies wird 
in einer eigenständigen Maßnahme der Fachar-
beitsgruppe „Wohnraumversorgung“ behandelt.
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2.3 Systematik von Belegungs-, 
Benennungs- oder Besetzungsrechten

Die soziale Wohnraumförderung in Deutschland 
basiert auf einem abgestuften System von Miet-
preis- und Belegungsbindungen, das durch die 
Bundesländer rechtlich und fördertechnisch vor-
gegeben wird und in den Kommunen je nach Sys-
tematik in den Bundesländern konkret ausgestal-
tet werden kann. Die Mietpreisbindung begrenzt 
die zulässige Miethöhe über einen definierten 
Zeitraum und soll sicherstellen, dass geförderter 
Wohnraum dauerhaft zu sozial verträglichen Kon-
ditionen angeboten wird. Die kommunalen Aus-
gestaltungsmöglichkeiten sind in den Bundeslän-
dern unterschiedlich und variieren vor Ort je nach 
lokalen Vergabesystemen, Dringlichkeitskriterien 
oder Kooperationsmodellen. Dadurch entsteht 
eine differenzierte Förderlandschaft mit unter-
schiedlichen Laufzeiten, Programmspezifika und 
Zielgruppenorientierungen.

Belegungsbindungen regeln, welche Haushal-
te Zugang zu gefördertem Wohnraum erhalten, 
meist über den Wohnberechtigungsschein (WBS). 
Das allgemeine Belegungsrecht nach § 26 Abs. 2 
Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) befähigt die 
zuständige Stelle, von Eigentümer:innen oder 
Verfügungsberechtigten zu verlangen, eine be-
legungsgebundene Wohnung einem wohnungs-
suchenden Haushalt mit Wohnberechtigung zu 
überlassen. Die Wohnberechtigung muss in die-
sem Fall durch einen WBS nach § 27 WoFG nach-
gewiesen werden. Voraussetzungen für einen 
WBS sind in erster Linie Einkommensgrenzen, 
sowie die zugelassene Wohnungsgröße, welche 
von der Anzahl der Haushaltsmitglieder abhän-
gig ist. Manche Wohnungen sind bestimmten, be-
sonders benachteiligten Zielgruppen vorbehal-
ten, für die teilweise auch Sonder-WBS bestehen. 
Die Auswahl der Mietenden erfolgt eigenständig 
durch die Vermietenden der Sozialwohnung, 
ohne direkte Steuerung durch die Kommune. 

Ergänzend zur Objektförderung, bei der Bindun-
gen direkt an geförderte Wohnungen geknüpft 
sind, ermöglichen mittelbare Bindungen in eini-
gen Bundesländern eine flexible Umsetzung sozi-
aler Wohnraumverpflichtungen. Hierbei wird die 
Bindung nicht zwingend am geförderten Objekt 
(einer Wohneinheit oder einem Gebäude) selbst 
festgemacht, sondern am Gesamtbestand der 

Fördernehmer:innen. Wohnungsunternehmen 
können so Bindungen dort erfüllen, wo sie so-
zial oder strategisch am sinnvollsten bzw. auch 
verträglich für die Nachbarschaften sind – etwa 
in Bestandswohnungen oder in besonders nach-
gefragten Lagen. Mittelbare Bindungen schaffen 
damit Spielräume in der Wohnraumversorgung, 
helfen überforderte Nachbarschaften zu vermei-
den und können auch unabhängig von konkreten 
Fördermaßnahmen vereinbart werden.

Ergänzend dazu können Kommunen Benen-
nungsrechte sowie Besetzungsrechte (§ 26 Abs. 2 
WoFG) ausüben: Im Rahmen des Benennungs-
rechts unterbreitet die Kommune Vermietenden 
mindestens drei wohnungssuchende Personen 
zur Auswahl, von denen die Vermieterseite eine 
auswählen muss. Das Besetzungsrecht geht 
darüber hinaus: Die Kommune bestimmt die 
Person, der die Wohnung durch die Vermieten-
den zu überlassen ist. Vermietende haben da-
bei keine Wahlmöglichkeit – sie müssen die von 
der Behörde benannten Mietenden akzeptieren. 
Ein WBS muss in diesem Fall nicht zwingend 
vorgelegt werden, jedoch müssen die gleichen 
Voraussetzungen für eine Wohnberechtigung er-
füllt und von der Kommune geprüft werden. Die 
Entscheidung liegt beim Besetzungsrecht voll-
ständig bei der zuständigen Stelle, nicht bei den 
Eigentümer:innen der Wohnung. Neben den öf-
fentlich geförderten Wohnungen kann ein Beset-
zungsrecht auch zwischen Kommune und Woh-
nungseigentümer bzw. -eigentümerin vertraglich 
vereinbart werden.

Diese Instrumente ermöglichen eine gezielte 
Steuerung der Wohnraumvergabe und stärken 
die kommunale Handlungsfähigkeit, insbesonde-
re in angespannten Wohnungsmärkten oder bei 
der Versorgung besonders bedürftiger und vom 
normalen Wohnungsmarkt ausgeschlossener 
Haushalte. Daher sind Benennungs- und Beset-
zungsrechte gerade im Kontext der Wohnraumver-
sorgung wohnungsloser Menschen für Kommu-
nen ein wichtiges Instrument. 

Von Seiten der Wohnungswirtschaft werden diese 
jedoch teils kritisch betrachtet, da sie nicht nur in 
die Selbstbestimmung der Vermietenden eingrei-
fen, sondern auch mit erhöhtem Verwaltungsauf-
wand, Unsicherheiten bei der Mietendenauswahl 
und potenziellen wirtschaftlichen Risiken verbun-
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den sind. Zudem kann eine Konzentration von 
Haushalten mit besonderen Unterstützungsbe-
darfen in einem Gebäude oder Quartier den nach-
barschaftlichen Frieden beeinträchtigen und der 
Entwicklung stabiler, durchmischter Quartiere 
entgegenwirken. 

Dementsprechend, bevorzugt die Wohnungswirt-
schaft normale Belegungsrechte und mehr noch 
mittelbare Bindungen, da diese mehr Flexibilität 
in der Anwendung für eine verträgliche soziale Mi-
schung erlauben. Benennungs- und insbesondere 
Besetzungsrechte machen eine besonders sorg-
fältige und sensible Anwendung erforderlich, um 
sowohl eine zielgruppenorientierte Versorgung si-
cherzustellen als auch die Vermietenden sowie de-
ren Wohnungsbestände und weiteren Mietenden 
nicht zu überfordern. Eine kluge und differenzierte 
Nutzung ist daher entscheidend für die Akzeptanz 
und Bereitschaft Wohnraum für Benennungs- und 
Besetzungsrechte zur Verfügung zu stellen. 

In Nordrhein‑Westfalen werden Belegungsverein-
barungen genutzt, um die Vergabe geförderten 
Wohnraums flexibel und kooperativ zwischen Ver-
mietenden und zuständigen Stellen zu steuern, 
sodass Vermietungshemmnisse reduziert, soziale 
Zielgruppen passgenau versorgt und Belegungs-
rechte bedarfsgerecht eingesetzt werden können.

Zusammenfassend ist die zentrale Rolle der Bele-
gungsrechte, die in der Wohnraumförderung der 
Länder begründet werden, festzuhalten. Vergabe-
systeme sind hierbei unterschiedlich ausgebildet 
und an die jeweiligen Bedarfe und Strukturen an-
gepasst mit Kriterien zur Einordnung der Dring-
lichkeit (drohender Wohnraumverlust ist dabei 
stets ein wichtiges Kriterium). Je nach Marktlage 
reichen Angebote mit Belegungsbindungen je-
doch nicht aus, um die Versorgung zu sichern. 
Wichtig sind daher lokale Akteurskooperationen 
und Vereinbarungen für die Wohnungsversor-
gung von dringlichen Fällen.
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3. 

Differenzierte Förderansätze 
der Bundesländer

Die Ausgestaltung der sozialen Wohnraumförde-
rung erfolgt durch die Bundesländer, die aufbau-
end auf der dargestellten Grundsystematik hierfür 
differenzierte Ansätze verfolgen. 

Neben dem sozialen Wohnungsbau mit Bundes-
mitteln existieren auch eigene Landesprogramme 
sowie Förderbausteine, die ausschließlich aus Lan-
desmitteln finanziert werden – etwa Programme 
zum Erwerb und zur Verlängerung von Belegungs-
rechten (z. B. in Hamburg, Hessen, Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen). Weitere Beispiele 
für die Vielfalt der Landesprogramme sind die so-
ziale Mietwohnraumförderung für Haushalte mit 
besonderen Schwierigkeiten bei der Wohnraum-
versorgung (z. B. Baden-Württemberg), Förderun-
gen für Gruppenwohnungen (z. B. Nordrhein-West-
falen), ausdifferenzierte Fördersysteme mit bis zu 
drei Förderwegen bzw. Einkommensgruppen und 
Mindestquoten für bestimmte Bedarfsgruppen 
(z. B. Berlin, Freie und Hansestadt Hamburg), Son-
derprogramme für Asylsuchende und Geflüchtete 
(z. B. Rheinland-Pfalz) sowie einzelne Programme 
zur gezielten Wohnraumversorgung wohnungslo-
ser Menschen (z. B. Schleswig-Holstein). Insgesamt 
zeigt sich, dass in der Wohnraumförderung der 
Länder durch zusätzliche Förderangebote und För-
derbausteine eine Adressierung vieler verschiede-

ner Zielgruppen unter Berücksichtigung regionaler 
und sachlicher Bedarfsschwerpunkte möglich ist. 

Im Folgenden werden landesspezifische Ansät-
ze dargestellt, mit denen verschiedene Bundes-
länder die soziale Wohnraumförderung nutzen, 
um Bedarfsgruppen mit besonderen Zugangs-
schwierigkeiten zum Wohnungsmarkt zu versor-
gen – etwa durch Sonderprogramme, spezifische 
Förderwege oder die gezielte Nutzung von Benen-
nungs- oder Besetzungsrechten. Diese besonde-
ren Bedarfsgruppen beinhalten wohnungslose 
und von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen, 
sind aber in der Regel nicht auf diese beschränkt. 
Die praktische Umsetzung dieser Instrumente vari-
iert sowohl zwischen den Bundesländern als auch 
innerhalb einzelner Regionen erheblich. Während 
Stadtstaaten bei größeren geförderten Neubau-
vorhaben Quoten für besondere Bedarfsgruppen 
anwenden, ist die soziale Wohnraumförderung in 
den meisten Flächenländern weniger stark aus-
differenziert und folgt eher allgemeinen Förder-
logiken. Dies liegt unter anderem daran, dass fixe 
Quoten für jedes geförderte Vorhaben angesichts 
der regional sehr differenzierten Wohnungsmarkt-
situation und Bedarfslagen von den zuständigen 
Landesministerien als nicht angemessen angese-
hen werden.
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3.1 Stadtstaaten mit Quotenmodellen und erhöhter Förderung für besondere 
Bedarfsgruppen

Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg nutzen in der Wohnraumförderung Quoten für be-
sondere Bedarfsgruppen mit erhöhten Zugangsschwierigkeiten zum Wohnungsmarkt. Bei 
einem geförderten Vorhaben muss ein Mindestanteil reserviert sein, der dieser Gruppe vor-
behalten ist, wozu auch wohnungslose oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen 
zählen. Außerdem kommen verbesserte Förderkonditionen oder erhöhte Fördermieten zum 
Einsatz, um gesonderte Anreize zu setzen und den höheren Aufwand zu kompensieren – 
auch für die Begleitung und Unterstützung wohnungsloser Menschen.

	 BERLIN

Grundlage für die soziale Wohnraumförderung 
in Berlin sind das Wohnraumförderungsgesetz 
(WoFG) und das Gesetz über den sozialen Woh-
nungsbau in Berlin (Wohnraumgesetz Berlin – WoG 
Bln). Die Wohnungsbauförderungsbestimmungen 
(WFB) legen den inhaltlichen und strukturellen 
Rahmen für die Neubauförderung fest.

Im Rahmen der Neubauförderung (aktuell WFB 
2023) werden zinslose oder zinsgünstige Darle-
hen sowie Baukostenzuschüsse für die Schaffung 
von mietpreis- und belegungsgebundenem Wohn-
raum vergeben. Die Bindungsdauer beträgt 30 
Jahre. Alle geförderten Neubauvorhaben müssen 
ab einer Anzahl von 16 geförderten Wohnungen 
25 Prozent der Wohnungen an Haushalte mit be-
sonderem Wohnbedarf vergeben (Nachweis des 
entsprechenden WBS). Neben wohnungslosen 
Menschen gehören dazu schwer vermittelbare 
Personen, beziehungsweise von Wohnungsnot 
und unzureichenden Wohnverhältnissen betrof-
fene Personen (WBS mit besonderem Wohnbedarf 
nach § 27 Abs. 5 WoFG). Darunter fallen auch älte-
re Menschen, Personen mit Schwerbehinderung, 
Haushalte mit Kindern in überbelegten Wohnun-
gen, Alleinerziehende, sowie Menschen in beson-
deren sozialen Notlagen. 

Als ergänzenden Förderbaustein wurde Ende 
2023 eine „Zusatzförderung für besondere Be-

darfsgruppen“ eingeführt. Die Zusatzförderung 
erfolgt auf Grundlage und ergänzend zu den gel-
tenden Wohnungsbauförderungsbestimmungen. 
Fördergegenstand ist die Schaffung preisgüns-
tigen Wohnraums im Geschosswohnungsbaus 
durch Neubau für Haushalte mit besonderem 
Wohnbedarf nach § 27 Abs. 5 WoFG. Die Förde-
rung erfolgt durch einmalige Zuschüsse in Höhe 
von 300 Euro je Quadratmeter Wohnfläche (zu-
sätzlich zur regulären Förderung nach den WFB). 
Zu beachten ist, dass dieser zusätzliche Zuschuss 
nur für die Wohnungen gewährt wird, die über 
den in den aktuell geltenden WFB verpflichten-
den Anteil von 25 Prozent für WBS-Haushalte 
mit besonderem Wohnbedarf hinausgehen. Die 
Vergabe erfolgt ausschließlich an Personen mit 
einem WBS mit einem ausgewiesenem besonde-
rem Wohnbedarf (§ 27 Abs. 5 WoFG). 

Die geförderten Wohnungen können zusätzlich 
mit dem Housing First-Ansatz oder dem Geschütz-
ten Wohnungsmarkt (siehe hierzu unten) (ohne 
Anrechnung auf die vereinbarte Quote) verknüpft 
werden. Bei Umsetzung von Wohnungen für 
Housing First oder Geschütztem Wohnungsmarkt 
bestimmt sich die Miete nach den jeweils gültigen 
Richtwerten für angemessene Bruttokaltmieten 
der Ausführungsschriften zur Gewährung von Leis-
tungen gemäß § 22 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB II) und §§ 35 und 36 des Zwölften 
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Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) (AV-Wohnen). 
Damit liegt die Bewilligungsmiete bei Umsetzung 
dieser beiden Segmente über der Miete der regu-
lären Neubauförderung. Die Bewilligungsmieten 
müssen durch die Senatsverwaltung genehmigt 
und in der Förderzusage festgelegt werden. Sie 
sind Teil der Projektvereinbarung.

Die Zusatzförderung setzt ökonomische Anreize 
für eine verstärkte Kooperation mit sozialen Trä-
gern und verbessert dadurch die Versorgung woh-
nungsloser Menschen und anderer vulnerabler 
Gruppen. Die Auswahl und Betreuung der Mieten-
den erfolgt bei Housing First durch den sozialen 
Träger. Weiterhin fördert das Land Berlin mit den 
„Verwaltungsvorschriften für die Durchführung 
eines Projektaufrufs zur Förderung des Neubaus 
von Wohnraum für soziale Träger“ die Schaffung 
von Wohnraum für betreute Wohngemeinschaf-
ten und Cluster-Wohngemeinschaften. Auch hie-
rüber wären Cluster-Wohngemeinschaften oder 
Wohngemeinschaften für wohnungslose Men-
schen förderfähig.

In der Sitzung der Facharbeitsgruppe wurde am 
Beispiel eines Bauvorhabens der Wohnungsbau-
genossenschaft „Am Ostseeplatz“ gezeigt, wie die 
oben beschriebene „Zusatzförderung für besonde-
re Bedarfsgruppen“ für die Wohnraumversorgung 
wohnungs- und obdachloser Menschen genutzt 
werden kann. Die Genossenschaft errichtet meh-
rere Wohngebäude und kombiniert dabei die in 
Berlin bestehenden drei verschiedenen Förderwe-
ge für unterschiedliche Einkommensgruppen. Sie 
übererfüllt die Quote für besondere Bedarfsgrup-
pen, um gezielt Wohnraum für wohnungs- und 
obdachlose Menschen bereitzustellen. Für die Ver-
mittlung und Betreuung dieser Zielgruppe arbei-
tet die Genossenschaft im Rahmen eines Housing 
First-Ansatzes mit sozialen Trägern zusammen. 
Um die zusätzliche Zuwendung für die Betreuung 
im Rahmen des Housing First-Ansatzes zu erhal-
ten, müssen die beteiligten Träger vom Berliner 
Senat anerkannt sein. Das Beispiel zeigt, dass eine 
Mischung verschiedener Einkommens- und be-
sonderer Bedarfsgruppen für die soziale Durchmi-
schung und finanzielle Machbarkeit enorm wichtig 
ist. Allerdings stellt sich angesichts des Umfelds 
mit hohen Baukosten und gestiegenen Zinsen die 
Finanzierung und wirtschaftliche Tragfähigkeit im-
mer noch als sehr herausfordernd dar. Außerdem 
sind auch die Begleitung und Kooperation mit 

sozialen Trägern und deren personenbezogenen 
Unterstützungsangeboten sowie Vermittlungs-
leistungen wichtig für die Genossenschaft, um die 
tatsächliche Vermietung von Wohnungen an woh-
nungslose Menschen erreichen zu können.

In Berlin besteht darüber hinaus, unabhängig 
von der sozialen Wohnraumförderung, noch der 
so genannte Geschützte Wohnungsmarkt (GWM) 
für wohnungslose oder von Wohnungslosig-
keit bedrohte Menschen, die sich auf dem freien 
Wohnungsmarkt nicht selbst mit Wohnraum ver-
sorgen können. Dazu haben acht Wohnungsun-
ternehmen (v. a. die landeseigenen, aber auch 
Vonovia SE), die Bezirksämter und das Landes-
amt für Gesundheit und Soziales Berlin (LAGe-
So) einen Kooperationsvertrag geschlossen, um 
jährlich ein Kontingent von 1.350 Neuvermie-
tungen u. a. an diese Zielgruppe zur Verfügung 
zu stellen. Für Schäden an der Wohnung können 
Erstattungen durch einen Sicherungsfonds bean-
tragt werden. Seit 1993 konnten durch den GWM 
mehr als 32.000 wohnungslosen Haushalten eine 
Wohnung vermittelt werden. Eine vertiefte Dar-
stellung des GWM findet sich im Praxisleitfaden 
zur Akquise- und Vermittlung von Wohnraum. Die 
obengenannten Maßnahmen richten sich insbe-
sondere an Haushalte mit geringem Einkommen, 
die sich am freien Markt nicht angemessen versor-
gen können. 

	 HAMBURG

Die Freie und Hansestadt Hamburg fördert so-
wohl den Wohnungsneubau durch insgesamt drei 
Förderwege mit unterschiedlichen Einkommens-
grenzen als auch den Erwerb und die Verlänge-
rung von Belegungsrechten sowie Modernisie-
rungsförderung mit Bindungen. 

Im Rahmen des 1. Förderwegs liegt der Fokus 
auf der Schaffung von dauerhaft gebundenem, 
preisgünstigem Mietwohnraum für einkommens-
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schwache Haushalte. Ein besonderer Fokus liegt 
auf vordringlich wohnungssuchenden Personen, 
etwa Menschen in Wohnungsnotlagen oder mit 
besonderen sozialen Schwierigkeiten. Für größere 
Bauvorhaben ab 30 Wohneinheiten besteht eine 
Verpflichtung, mindestens 10 Prozent der geför-
derten Wohnungen für diese Zielgruppe vorzuse-
hen (eine sog. WA-Bindung). Der Neubau von Miet-
wohnungen wird mit zinsverbilligten Darlehen, 
Baukostenzuschüssen und laufenden Zuschüssen 
zur Miete gefördert. Bei Wohnraum für vordring-
lich Wohnungsuchende erhöht sich der laufende 
Zuschuss um monatlich 2,50 Euro/Quadratmeter, 
bei besonderen Integrationsleistungen für eine 
besondere Zielgruppe durch einen vertraglich 
festgelegten sozialen Träger erfolgt ebenfalls ein 
erhöhter laufender Zuschuss von monatlich 2,50 
Euro/Quadratmeter. Die Bindungsdauer beträgt 
30 Jahre und die Anfangsmiete liegt, Stand 2025, 
bei maximal 7,25 Euro/Quadratmeter. 

Außerdem gibt es die Möglichkeit, Wohnraum 
ausschließlich für vordringlich wohnungssuchen-
de Personen im Rahmen einer separaten Förder-
richtlinie zu errichten. Die Förderbedingungen 
decken sich weitestgehend mit denen des 1. För-
derwegs, jedoch beträgt die Bindungsdauer 40 
Jahre und es ist ein mit der Sozialbehörde abge-
stimmtes Nutzungskonzept vorzulegen. 

Die Vergabe der WA-gebundenen Wohnungen er-
folgt über ein Benennungsrecht der Bezirksäm-
ter, das ihnen erlaubt, konkret einzelne Personen 
für die Belegung zu bestimmen. Die Bezirksämter 
prüfen dabei die Dringlichkeit und Lebenssituati-
on der Wohnungssuchenden und können direkt 
eine Zuweisung vornehmen – unabhängig von 
einem WBS. Dieses Verfahren ist in der Fachan-
weisung zur Durchführung des Hamburgisches 
Wohnraumförderungsgesetz (HmbWoFG) gere-
gelt und dient der gezielten Versorgung beson-
ders benachteiligter Haushalte. Sofern es sich bei 
den Investierenden um soziale Träger handelt, 
die nachweislich Erfahrungen mit der Zielgruppe 
haben, kann in Abstimmung mit der Fachbehörde 
die Belegung eigenverantwortlich erfolgen. An-
dernfalls ist auch die Kooperation mit einem aner-
kannten sozialen Träger möglich. Letzterer unter-
stützt häufig bei der Vergabe der Wohnung, sowie 
bei der Auswahl und Betreuung der Mietenden.

Ergänzend besteht ein Landesprogramm zum Er-
werb von Belegungsrechten im Bestand, sowohl 
für auslaufende Bindungen als auch für Wohnun-
gen, die bisher keiner Bindung unterliegen. Ver-
mietende erhalten bei Auferlegung der Bindung 
einen einmaligen Zuschuss, sofern die Wohnung 
bestimmte Förderkriterien erfüllt (z. B. die Mieto-
bergrenze eingehalten wird).
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3.2 Flächenländer mit Ansätzen für besondere Bedarfsgruppen

Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein haben in ihrer Wohnraumförderung besonde-
re Ansätze bzw. Förderbausteine, die explizit auf wohnungslose Menschen ausgerichtet sind. 
Schleswig-Holstein hat ein Sonderprogramm aufgelegt, das sich insbesondere an soziale 
Träger richtet und mit verbesserten Förderkonditionen den Bau von Vorhaben fördert, die 
explizit Wohnraum für wohnungslose Menschen schaffen. In Baden-Württemberg werden 
im Rahmen der Mietwohnraumförderung Sonderbindungen für besonders benachteiligte 
Haushalte mit besonderen Schwierigkeiten am Wohnungsmarkt mit zusätzlichen Mitteln 
gefördert. 

	 BADEN-WÜRTTEMBERG

In Baden-Württemberg ist die soziale Belegungs-
bindung als Rechtsfolge einer Fördermaßnah-
me grundsätzlich landesweit einheitlich und 
allgemein ausgestaltet. Diese allgemeine Bele-
gungsbindung korrespondiert mit einem „nur“ 
allgemeinen Belegungsrecht; danach haben 
Vermietende den geförderten Mietwohnraum 
ausschließlich wohnberechtigten Haushalten zu 
überlassen. Privilegierungen bestimmter oder zu-
mindest bestimmbarer Personengruppen bei der 
mietweisen Überlassung von Sozialmietwohnun-
gen bedürfen einer Sonderbindung. Eine solche 
kann – abweichend von der allgemeinen Bele-
gungsbindung – nur festgesetzt werden, wenn die 
Privilegierung bei der mietweisen Überlassung 
durch ein besonderes öffentliches Interesse ge-
rechtfertigt ist (vgl. § 6 Abs. 1 Satz 2 Landeswohn-
raumförderungsgesetz (LWoFG)).

Hiervon zu unterscheiden sind sog. kommunale 
Belegungsrechte. Mithilfe dieser Befugnis möchte 
die Standortgemeinde auf die konkreten Mietver-
hältnisse, hierbei insbesondere auf die Auswahl 
der Mieterhaushalte, die für die Nutzung des ge-
bundenen Mietwohnraums in Betracht kommen, 
Einfluss nehmen; was die allgemeine Belegungs-
bindung ebenfalls einschränkt. Das Landesrecht 
sieht vor, solche Benennungs- oder Besetzungs-
rechte mit der Förderzusage festzulegen (vgl. § 13 

Abs. 3 Nr. 3 LWoFG). Daneben sind diese Befug-
nisse aber auch Gegenstand von Vereinbarungen 
der Gemeinde mit Investoren bzw. Vermietenden 
(z. B. im Grundstückskaufvertrag). 

Im Förderprogramm wurde deshalb eine Begren-
zung kommunaler Belegungsrechte verankert, 
um der allgemeinen Belegungsbindung Geltung 
zu verschaffen. Dort heißt es: 

„Belegungsrechte als Ausfluss der Förderzusage 
oder vertraglicher Abreden sind nur in Inhalt und 
Umfang begrenzt gestattet, da der Fördergeber 
keine inhaltliche Umdeutung seiner Belegungs-
bindung erstrebt. Gemeindliche Belegungsrechte 
an sozial gebundenen Mietwohnungen sind in-
haltlich auf die schuldrechtliche Wohnraumüber-
lassung an Wohnungsnotfälle und Haushalte mit 
besonderen Schwierigkeiten bei der Wohnraum-
versorgung und umfänglich auf maximal 30 Pro-
zent der geförderten Mietwohnungen innerhalb 
eines Objektes begrenzt.“ (vgl. Verwaltungsvor-
schrift zum Förderprogramm Wohnungsbau Ba-
den-Württemberg 2020/2021, Abschnitt 7).

Es gibt somit keine positive Regelung, die Benen-
nungsrechte als Standardinstrument mit flächen-
deckender Anwendung vorsieht. Sie sind lediglich 
eine optionale Ergänzung bei bestimmten Projek-
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ten durch Fördervereinbarungen, wenn Kommu-
nen z. B. Belegungsrechte im Bestand erwerben 
oder Kooperationen für besondere Bedarfsgrup-
pen vereinbaren. Das Land setzt primär auf die 
allgemeine Belegungsbindung für einkommens-
schwächere Haushalte und den entsprechenden 
WBS (§ 15 LWoFG). Die Steuerung erfolgt über 
Einkommensgrenzen und Förderbindungen, nicht 
über direkte Zuweisung. 

Zudem wird eine Modernisierungsförderung im 
Mietwohnungsbestand angeboten, die mit der 
Begründung bzw. Wiederaufnahme von Miet- und 
Belegungsbindungen verknüpft ist und so Miet-
wohnraum ebenfalls für einkommensschwache 
Haushalte sichert. Eine gezielte Begünstigung be-
stimmter Zielgruppen, wie etwa wohnungsloser 
Menschen, ist nur unter engen Voraussetzungen 
möglich und setzt ein besonderes öffentliches In-
teresse voraus (siehe Seite 17). 

Eine spezielle Förderlinie zur Privilegierung be-
stimmter Personengruppen ist die „Besondere 
soziale Mietwohnraumförderung zugunsten von 
Haushalten mit besonderen Schwierigkeiten bei 
der Wohnraumversorgung“. Für dieses Förder-
angebot und die damit verbundene Privilegie-
rung bei der mietweisen Überlassung von sozial 
gebundenem Mietwohnraum wird das Vorhan-
densein eines besonderen öffentlichen Interes-
ses unterstellt. Sie richtet sich an Haushalte, die 
neben einer Einkommensschwäche weitere Zu-
gangshürden zum Wohnungsmarkt haben, etwa 
aufgrund stigmatisierender Merkmale oder be-
sonderer sozialer Schwierigkeiten. Hierzu rech-
nen z. B. Menschen ohne Obdach (ohne jegliche 
Unterkunft), einschließlich (obdachloser) Men-
schen, die in hierzu vorgesehenen Obdachlosen-
unterkünften nach allgemeinem Ordnungs- bzw. 
Polizeirecht vorübergehend öffentlich-rechtlich 
untergebracht sind.

Diese besondere Förderlinie ist mit einer Son-
derbindung zugunsten der zu bezeichnenden 
Zielgruppe verknüpft. Im Rahmen des Förder-
programms „Wohnungsbau BW 2022“ können für 
diese Zielgruppen spezielle Belegungsbindungen 
vereinbart werden, sodass geförderter oder be-
reits gebundener Mietwohnraum ausschließlich 
diesen besonders benachteiligten Haushalten 
vorbehalten bleibt. 

Förderempfänger:innen können wählen, ob sie 
die sondergebundenen Sozialmietwohnungen 
vorrangig (mit Entscheidungsspielraum für eine 
Durchmischung) oder ausschließlich an die be-
günstigten Haushalte vermieten. Bei Wahl einer 
ausschließlichen Belegung gibt es zusätzliche För-
dermittel. Dieses Förderangebot ist eng begrenzt 
und kommt daher auch nur in begrenztem Umfang 
zur Anwendung. Die Landesverwaltung betont au-
ßerdem, dass eine zu starke Fokussierung auf ein-
zelne Gruppen umgekehrt die grundsätzliche Zu-
gänglichkeit geförderten Mietwohnraums für alle 
wohnberechtigten Haushalte deutlich reduziert. 

	 SCHLESWIG-HOLSTEIN

Das Schleswig-Holsteinische Wohnraumförde-
rungsgesetz (SHWoFG) sieht ein allgemeines 
landesweites Belegungsrecht vor. Geförderte 
Wohnungen dürfen nur an wohnberechtigte 
Haushalte vergeben werden. Zusätzlich können 
Benennungs- und Besetzungsrechte vereinbart 
werden, müssen jedoch explizit in der Förder-
zusage oder durch kommunale Satzung in Ge-
bieten mit erhöhtem Wohnungsbedarf aktiviert 
werden. Besetzungsrechte werden für Härtefälle 
(z. B. wohnungslose Menschen, besondere sozia-
le Notlagen) und bei Kooperationen mit sozialen 
Trägern genutzt. Benennungsrechte sind bei re-
gulären Förderwohnungen nutzbar. Des Weiteren 
fördert Schleswig-Holstein den Ankauf und die 
Verlängerung von Belegungsbindungen im Be-
stand einzelfallabhängig in Form von Zuschüssen 
oder zinsvergünstigten Darlehen.

Darüber hinaus besteht in Schleswig-Holstein 
das Sonderprogramm „Wohnraum für besondere 
Bedarfsgruppen“, welches gezielt die Wohnraum-
schaffung für wohnungslose Menschen und an-
dere besonders benachteiligte Gruppen fördert. 
Zielgruppen sind unter anderem wohnungslose 
oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Personen, 
Frauen aus Frauenhäusern, Haftentlassene, Ge-
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flüchtete sowie Menschen mit sozialen Benach-
teiligungen. Das Programm richtet sich vor allem 
an soziale, kirchliche oder kommunale Träger und 
fördert Neubau, Umbau oder Erwerb von Wohn-
raum mit Zuschüssen von bis zu 1.500 Euro/Quad-
ratmeter und Förderquoten von bis zu 90 Prozent 
der Kosten. Es unterstützt zudem den Housing 
First-Ansatz, indem es eine Refinanzierung über 
erhöhte Bewilligungsmieten ermöglicht. Bis Au-
gust 2025 wurden über das Programm 110 Wohn-
einheiten geschaffen, für weitere 72 sind Förder-

mittel reserviert. Die Nachfrage bleibt bislang 
überschaubar, was unter anderem auf begrenzte 
Kapazitäten bei den Trägern zurückgeführt wird. 
Das Programm wirkt daher eher ergänzend und 
punktuell, insbesondere an Standorten mit akti-
ven sozialen Akteuren. Eine verpflichtende Quote 
für besondere Bedarfsgruppen, wie sie etwa in 
Berlin oder Hamburg existiert, wurde in Schles-
wig-Holstein bewusst nicht eingeführt – unter an-
derem aufgrund von Vorbehalten der Wohnungs-
wirtschaft hinsichtlich der Förderakzeptanz.

3.3 Möglichkeiten von Belegungs-, Benennungs- und Besetzungsrechten in 
Flächenländern

Die folgenden Flächenländer setzen zwar keine gezielte Sonder- oder Zusatzförderung für 
die Wohnraumversorgung besonderer Bedarfsgruppen mit erhöhten Zugangsschwierig-
keiten zum Wohnungsmarkt ein. Sie nutzen jedoch kommunale Benennungs- und Beset-
zungsrechte, um mietpreis- und belegungsgebundene Wohnungen zielgerichtet für diese 
Zielgruppe zu nutzen. Dies ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich geregelt. 
Darüber hinaus können Vorhabenträger die normale Wohnraumförderung auch nutzen, um 
Wohnraum zu schaffen, der sich explizit an besondere Zielgruppen richtet, solange dies nor-
male, dauerhafte Mietverhältnisse darstellt. Dabei bestehen jedoch keine gesonderten und 
verbesserten Förderkonditionen.

	 HESSEN

In Hessen gilt ein allgemeines landesweites Be-
legungsrecht. In Gebieten mit erhöhtem Woh-
nungsbedarf können Kommunen zusätzlich 
ein Benennungsrecht ausüben (§ 18 Hessisches 
Wohnraumfördergesetz (HWoFG)). Dabei schla-
gen sie dem Vermietenden drei wohnungssu-
chende Personen zur Auswahl vor. Die Auswahl 
erfolgt nach sozialer Dringlichkeit, basierend 
auf Kriterienkatalogen, die von den Kommunen 
selbst definiert werden. In Gebieten mit erhöhtem 

Wohnungsbedarf kann die Benennung durch die 
Kommune den Nachweis eines WBS ersetzen.

In Hessen ermöglicht die Richtlinie zur sozialen 
Mietwohnraumförderung die Festlegung von Be-
legungsbindungen, mittelbaren Belegungen und 
weiteren Gegenleistungen. Kommunen sind in 
die Bedarfsermittlung eingebunden und können 
gemeinsam mit Wohnungsunternehmen und der 
WIBank Belegungsrechte sowie Gruppenkontin-
gente vereinbaren. Damit lassen sich spezifische 
Bedarfsgruppen wirksam adressieren. 

Ergänzend existiert ein Landesprogramm zum 
Erwerb von Belegungsrechten im Bestand. Es 
ermöglicht Kommunen, gezielt Wohnungen für 
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Haushalte zu sichern, die sich am Markt nicht an-
gemessen mit Wohnraum versorgen können und 
deren Einkommen die Einkommensgrenzen nach 
§ 5 HWoFG nicht überschreitet. Es können Bele-
gungsrechte an Wohnungen erworben werden, 
die keiner Bindung unterliegen, das Programm 
forciert aber auch aktiv die Verlängerung beste-
hender (auslaufender) Bindungen. Die Bindungs-
dauer beträgt in der Regel zehn Jahre. Kommu-
nen, die sich finanziell am Erwerb beteiligen, 
werden vom Land bevorzugt berücksichtigt.

Neben den landesweiten Regelungen können 
auch kommunale Programme eigene Belegungs-, 
Benennungs- oder Besetzungsrechte vorsehen. 
Die Ausübung dieser Rechte erfolgt entweder 
über die individuelle Anmietung durch Wohnbe-
rechtigte oder über Vereinbarungen mit Eigen-
tümerinnen und Eigentümern.

	 NORDRHEIN-WESTFALEN

In Nordrhein-Westfalen (NRW) sind alle förder-
rechtlichen Grundlagen im Wohnraumförderge-
setz (WFNG NRW) und in der Förderrichtlinie Öf-
fentliches Wohnen (FRL öff Wohnen) festgelegt. 

Für alle aus der Wohnraumförderung geförderte 
Vorhaben gilt grundsätzlich eine Mietpreisbin-
dung und ein allgemeines Belegungsrecht, das 
zunächst als kommunales Besetzungsrecht fest-
gelegt ist. Zur konkreten Ausgestaltung von Be-
legungs-, Benennungs- und Besetzungsrechten 
können nach § 17 WFNG NRW Belegungsverein-
barungen zwischen Vorhabenträger:innen und 
der örtlich zuständigen Bewilligungsbehörde ge-
schlossen werden, die Bestandteil der Förderzu-
sage sind. Die grundsätzlichen Besetzungsrechte 
treten dann temporär in den Hintergrund und le-
ben erst bei Ablauf der Vereinbarung wieder auf. 
Die NRW.BANK wirkt als Förderbank beratend und 
unterstützend mit, ist jedoch nicht Vertragspart-
nerin der förderrechtlichen Bewilligung. Bewilli-

gungsbehörden sind die kreisfreien Städte oder 
Landkreise. In einem zweistufigen Verfahren folgt 
nach der Förderzusage der Abschluss eines Darle-
hensvertrags zwischen Fördernehmer:in und der 
NRW.BANK.

In der Belegungsvereinbarung legen Vorhaben-
träger:innen und die Bewilligungsstellen fest, 
wie Erst- und Wiedervermietungen im gebunde-
nen Bestand ablaufen. Dabei kann die Behörde 
von der Ausübung von Benennungs- bzw. Beset-
zungsrechten ganz oder für Teile der Wohnungen 
absehen, wenn ein gemeinsam getragenes Bele-
gungskonzept die Versorgung wohnberechtigter 
Haushalte zuverlässig sicherstellt. Dazu werden in 
den Belegungsvereinbarungen das Verfahren (u. a. 
Freimeldung, Fristen, Nachweis der Wohnberech-
tigung, Kommunikations- und Eskalationswege), 
der geförderte Vorhabenrahmen (z. B. einzelne Ge-
bäude, Quartiere, definierte Wohnungsarten), der 
Umfang (Anzahl bzw. Anteil der einzubeziehenden 
Wohnungen, Laufzeiten, Verlängerungs- und Kün-
digungsoptionen) sowie besondere Konditionen 
(z. B. Sonderrechte zur Unterbringung dringender 
Wohnungsnotfälle, Umgang mit Leerständen, pe-
riodische Abstimmungen und Evaluierungen) ver-
bindlich geregelt. 

Als Teil des Wohnraumförderprogramms 2023–
2027 unterstützt das Land NRW neben Neubau 
und Modernisierung auch den Ankauf und die 
Verlängerung von Belegungsbindungen. Die För-
dermöglichkeit besteht in insgesamt 67 Städten 
und Gemeinden mit überdurchschnittlich hohen 
Mieten und besonders angespannten Wohnungs-
märkten – darunter beispielsweise Bielefeld, Düs-
seldorf, Köln und Münster. Eigentümer:innen von 
Bestandswohnungen können dort Zuschüsse er-
halten, wenn sie ihren Wohnungen für fünf oder 
zehn Jahre eine Mietpreis- und Belegungsbin-
dung auferlegen. Ziel der Förderung ist es, bezahl-
baren Wohnraum für Haushalte mit besonders 
niedrigem Einkommen zu schaffen (Einkommens-
gruppe A nach § 13 des WFNG NRW). Die Haushal-
te müssen einen WBS haben, alternativ kann die 
Kommune ihr Benennungsrecht ausüben. Zusätz-
lich zum Erwerb neuer Bindungen ist es unter be-
stimmten Voraussetzungen möglich, die Mietpreis  
und Belegungsbindung bestehender Wohnungen 
– sofern sie bereits an WBS-berechtigte Haushalte 
vermietet sind – um weitere 10 oder 15 Jahre zu 
verlängern.
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Um die Anwendung von Benennungs- und Beset-
zungsrechten konkreter zu regeln, können Kom-
munen, insbesondere in Gebieten mit erhöhtem 
Wohnungsbedarf eigene Satzungen verabschie-
den. Dies erlaubt eine direkte Vergabe geförderter 
Wohnungen durch die Kommune über Benen-
nungs- oder Besetzungsrechte. Vermietende dür-
fen Wohnungen nur von der Kommune benannten 
Personen überlassen. Dazu muss nach § 17 Abs. 3 
WFNG NRW nicht unbedingt ein WBS vorliegen, 
aber der Haushalt muss die Voraussetzungen für 
einen WBS erfüllen, was von der Kommune selbst 
geprüft wird. 

Die Städte Dortmund und Münster haben Sat-
zungen erlassen, die ihnen im Rahmen entspre-
chender Fördervereinbarungen das Recht geben, 
freiwerdenden, geförderten Wohnraum gezielt für 
wohnungssuchende Haushalte zu vergeben. Dort-
mund vereinbart Besetzungsrechte insbesonde-
re bei Neubauvorhaben oder Kooperationen mit 
Wohnungsunternehmen und sozialen Trägern. 
Sie gelten für einen festgelegten Anteil innerhalb 
der Förderzusage, während für den Großteil Be-
nennungsrechte genutzt werden. In Münster sind 
Besetzungsrechte ebenfalls auf bestimmte För-
derprojekte beschränkt. Der überwiegende Teil 
der geförderten Wohnungen unterliegt Belegungs- 
oder Benennungsrechten, während Besetzungs-
rechte nur in Ausnahmefällen vereinbart werden, 
etwa für Wohnungen, die für Härtefälle oder kom-
munale Sonderprogramme vorgesehen sind. In 
beiden Städten machen Besetzungsrechte nur ei-
nen kleinen Anteil aus, während Benennungsrech-
te deutlich häufiger vorkommen, aber ebenfalls 
nicht flächendeckend für alle Wohnungen gelten. 

In Bielefeld und Köln existieren keine formalen 
Satzungen. Dennoch üben die Städte ihr Bele-
gungsrecht faktisch aus – entweder über das 
grundlegende Besetzungsrecht oder häufig über 
vertragliche Vereinbarungen. So nutzt Bielefeld 
für einen Teil der geförderten Wohnungen der 
kommunalen Wohnungsbaugesellschaft (BGW) 
Besetzungsrechte. Zusätzlich kommen Benen-
nungsrechte für andere geförderte Wohnungen 
zum Einsatz. In Köln besteht ein Belegungs-
rechtsvertrag mit der GAG Immobilien AG, welche 
aktuell rund 9.900 Wohneinheiten umfasst, für 
die die Stadt Belegungsrechte geltend machen 
kann. Ein weiterer Belegungsrechtsvertrag mit 
335 Wohneinheiten besteht mit der Deutsche 

Wohnungsgesellschaft mbH – DEWOG (Aache-
ner SWG). Ergänzend wurden über das obenge-
nannte Wohnraumförderprogramm in Köln 221 
Belegungsrechte angekauft und für weitere 260 
Wohnungen Bindungen verlängert, um gezielt 
Haushalte mit niedrigem Einkommen zu ver-
sorgen – jeweils mit Mietpreisbindungen von 
7,85 Euro/Quadratmeter für 15 Jahre bei Verlän-
gerungen und 10 Jahre für neu angekaufte Bele-
gungsrechte.

Auch in NRW bestehen gesonderte Förderbau-
steine für besondere Bedarfsgruppen, wie Aus-
zubildende und Studierende sowie Menschen 
mit Behinderungen, die in Einrichtungen mit 
umfassendem Leistungsangebot leben möchten. 
Ebenfalls gibt es einen Förderbaustein für vulne-
rable Gruppen, darunter insbesondere Betroffene 
häuslicher Gewalt, die im Rahmen der Förderung 
von Frauen- und Männerhäusern besonders be-
rücksichtigt werden. Wohnungslose oder von 
Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen sind je-
doch nicht explizit in diesen Förderbausteinen als 
Zielgruppe benannt. Die obengenannten Förder-
bausteine gelten für Neubau-, Umnutzungs- und 
Modernisierungsprojekte und sind als eigene För-
dertatbestände ausgestaltet, die im Vergleich zur 
allgemeinen Wohnraumförderung verbesserte 
und umfangreichere Förderkonditionen gewäh-
ren können, wie erhöhte Tilgungsnachlässe oder 
Zusatzpauschalen für spezifische Bedarfe. Eben-
falls können Zusatzdarlehen für technische An-
forderungen wie barrierefreies Wohnen gewährt 
werden.

Gefördert werden auch besondere Wohnformen 
wie generationengerechtes oder -übergreifendes 
Wohnen, Gruppenwohnungen, Wohnheime (auch 
Frauen- oder Männerwohnheime) sowie Einrich-
tungen mit umfassendem Leistungsangebot. Es 
ist zudem möglich, dass Träger Wohnraum über 
Globalmietverträge anmieten und für Angebo-
te des Gruppenwohnens oder Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderung als Zwischenmieten-
de auftreten; die einzelnen Mietverhältnisse wer-
den dann direkt mit wohnberechtigten Haushal-
ten geschlossen. 
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	 BAYERN

Die soziale Wohnraumförderung in Bayern un-
terstützt Haushalte mit niedrigen und mittleren 
Einkommen durch zwei grundlegende Fördermo-
delle, die im Bayerischen Wohnraumförderungs-
gesetz (BayWoFG) und den Wohnraumförde-
rungsbestimmungen (WFB 2023) geregelt sind: 
die einkommensorientierte Förderung (EOF) und 
die aufwendungsorientierte Förderung (AOF). 

Bei der EOF erhalten Vermietende die ortsübliche 
Vergleichsmiete und Mietende erhalten einen lau-
fenden Mietzuschuss aus Landesmitteln, der die 
Mietbelastung auf eine für den Haushalt „zumut-
bare Miete“ reduziert. Die Förderung orientiert 
sich am Einkommen der Mietenden und gleicht 
den Unterschied zwischen Marktmiete und zu-
mutbarer Miete aus. Damit werden Haushalte 
feinstufig nach Einkommen mit stark unterschied-
lichen Beiträgen unterstützt, was sie gerade in 
Hochpreisregionen zielgenauer macht. 

Die AOF orientiert sich an den Kosten der Bau-
verantwortlichen und gewährt eine Objektförde-
rung, mit der eine im Vergleich zur Marktmiete 
reduzierte und gedeckelte Miete erreicht wird. 
Die zulässige Miethöhe richtet sich sowohl nach 
kommunalen Mietniveaus als auch nach den ob-
jektspezifischen Herstellungs- und Bewirtschaf-
tungsaufwendungen. Die Mietniveaus bestimmen 
die Kostenobergrenzen, während die endgültige 
Miete über die tatsächlichen Aufwendungen des 
Projekts berechnet und dadurch individuell fest-
gelegt wird.

Bei beiden Fördermodellen erhalten Investieren-
de zinsgünstige Darlehen und Zuschüsse, die sich 
an den tatsächlichen Bau- und Bewirtschaftungs-
kosten orientieren. Sie eignen sich besonders für 
Neubauprojekte und ermöglichen langfristige 
Bindungen, wobei die Förderhöhe und Laufzeit in 
den Förderzusagen flexibel ausgestaltet werden 
können. Die Förderungen sind mit Mietpreis- und 
Belegungsbindungen verknüpft. Außerdem kön-
nen in der Förderzusage in Abstimmung mit den 
Bauherren von der Bewilligungsbehörde Benen-

nungsrechte festgelegt werden. Die kreisfreien 
Städte (z. B. Augsburg, München, Nürnberg) und 
manche größeren kreisangehörigen Städte sind 
selbst Bewilligungsstellen (ansonsten die Bezirks-
regierungen). Damit können Sie direkt Benen-
nungsrechte festlegen. Da die Bezirksregierungen 
laut Förderhinweisen die wohnungswirtschaftli-
chen Belange der Kommunen zu berücksichtigen 
haben, können auch alle anderen Kommunen 
die Ausgestaltung der Förderzusagen durch Be-
darfsanalysen und Stellungnahmen indirekt mit-
gestalten und haben damit Einfluss auf die Festle-
gung von Benennungsrechten. 

Auch wenn Benennungsrechte bayernweit mög-
lich sind, kommen sie faktisch insbesondere in 
angespannten Wohnungsmärkten (z. B. Augsburg, 
München oder Ingolstadt) zum Einsatz. Die für 
Wohnen und Wohnraumförderung zuständigen 
Ämter der Landkreise und kreisfreien Städte stel-
len WBS aus, prüfen die Wohnberechtigung und 
schlagen wohnungssuchende Haushalte vor; die 
Entscheidung liegt jedoch bei den Vermietenden. 

In Bayern gilt Wohnungslosigkeit als Dringlich-
keitskriterium. Sonderprogramme, die sich ins-
besondere an wohnungslose Menschen oder 
andere besondere Bedarfsgruppen richten, be-
stehen jedoch nicht. Allerdings kann die soziale 
Wohnraumförderung in einzelnen Projekten auch 
für wohnungslose Menschen eingesetzt werden, 
z. B. wenn soziale Träger als Bauverantwortliche 
und Betreuungseinrichtung in Personalunion 
agieren. Dafür stehen jedoch keine zusätzlichen 
Fördermittel zur Verfügung. Darüber hinaus wer-
den auch der Erwerb und die Verlängerung von 
Bindungen gefördert. Auch dies kann über die 
Förderzusage von den Bewilligungsbehörden 
mit Benennungsrechten verknüpft werden. Aus-
schließlich für Kommunen wird zudem mit dem 
Kommunalen Wohnraumförderprogramm eine 
Förderung angeboten, die es Gemeinden erlau-
ben, gezielt Wohnraum u. a. für wohnungslose 
Menschen zu schaffen – durch eigene Bautätigkeit 
oder in Kooperation mit sozialen Trägern.
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	 BRANDENBURG

In Brandenburg werden wohnungslose Menschen 
als Teil der Zielgruppen in der allgemeinen Wohn-
raumförderung berücksichtigt. In den Förder-
richtlinien des Brandenburger Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung (MIL) wird be-
tont, dass Personen in sozialen Notlagen, darun-
ter wohnungslose Menschen, zu den prioritären 
Zielgruppen der Wohnraumförderung zählen. 

In Brandenburg gibt es neben dem allgemeinen 
Belegungsrecht die Möglichkeit nach § 4 Abs. 3 
Brandenburgisches Wohnraumförderungsgesetz 
(BbgWoFG) für Kommunen in Gebieten mit erhöh-
tem Wohnungsbedarf, Benennungsrechte auszu-
üben. Diese Gebiete werden per Rechtsverord-
nung vom zuständigen Ministerium festgelegt. In 
den festgelegten Gebieten dürfen die Kommunen 
Eigentümerinnen und Eigentümern von Sozial-
wohnungen mindestens drei wohnungssuchende 
Personen zur Auswahl vorschlagen. Damit sollen 
die Kommunen gezielt steuern können, wer Zu-
gang zu gefördertem Wohnraum erhält – z. B. Fa-
milien, Alleinerziehende, ältere Menschen oder 
Menschen mit Behinderungen. 

So wird in der Stadt Potsdam dieses Verfahren 
aktiv genutzt, um gezielt Haushalte mit besonde-
rem Bedarf zu unterstützen. Die Umsetzung die-
ses Instruments wird in Potsdam durch Koopera-
tionsvereinbarungen mit Wohnungsunternehmen 
flankiert, die sich zur Bereitstellung belegungs-
gebundener Wohnungen und zur sozialen Wohn-
raumvergabe verpflichten.

In Gebieten ohne erhöhten Wohnraumbedarf 
wird das Benennungsrecht nicht automatisch ge-
währt, kann aber individuell in der Förderzusage 
vereinbart werden, so dass die Ausübung nicht 
verpflichtend, sondern optional und situations-
abhängig erfolgt. 

	 SACHSEN

In Sachsen ist die soziale Wohnraumförderung 
ähnlich ausgestaltet wie in Brandenburg. Aller-
dings werden wegen des landesweit weitgehen-
den entspannten Wohnungsmarktes Neubauvor-
haben nur in Kommunen mit angespanntem 
Wohnungsmarkt wie in Leipzig und Dresden ge-
fördert. Für geförderte Wohnungen gilt dort ein 
allgemeines Belegungsrecht. Darüber hinaus 
können Kommunen in ihrer Wohnungsbauförder-
konzeption darstellen, welche Art von Belegungs-
rechten sie anwenden möchten – dazu gehören 
das allgemeine Belegungsrecht, das Benennungs-
recht und das Besetzungsrecht. Die konkrete Aus-
gestaltung erfolgt im Rahmen der Förderzusage 
nach der Förderrichtlinie gebundener Mietwohn-
raum (FRL gMW).

Die Stadt Leipzig nutzt diese Möglichkeit bei-
spielsweise aktiv: Sie hat festgelegt, das allgemei-
ne Belegungsrecht, um ein Benennungsrecht zu 
erweitern. Dieses erlaubt der Kommune, Eigentü-
merinnen und Eigentümern belegungsgebunde-
ner Wohnungen mindestens drei geeignete Haus-
halte zur Auswahl vorzuschlagen. Dadurch erhält 
die Kommune mehr Einfluss, um die Vergabe von 
Wohnraum sozial gerecht zu steuern.

Über die Förderrichtlinie preisgünstiger Miet-
wohnraum wird landesweit die Schaffung bele-
gungsgebundenen Wohnraums im Bestand geför-
dert, sofern die Gemeinde den Bedarf bestätigt.



24

N
AP

-W

4. 

Ableitungen und Empfehlungen

Im Folgenden sind wesentliche Ableitungen und Empfehlungen zur zielge-
richteten Nutzung der sozialen Wohnraumförderung für die Verbesserung der 
Wohnraumversorgung wohnungsloser oder von Wohnungslosigkeit bedrohter 
Menschen formuliert. Diese basieren auf einer intensiven Erörterung der durch-
geführten Analyse innerhalb der Facharbeitsgruppe. Sie beziehen dabei aber 
nicht nur Aspekte ein, die sich direkt aus der Analyse der Förderansätze der Bun-
desländer ableiten lassen, sondern formulieren auch darüberhinausgehende 
Aspekte, die von den Mitgliedern der Facharbeitsgruppe adressiert wurden.

Seite 25

Bundes- und Landes-
mittel für Ausweitung 
des Angebots an miet-
preis- und belegungs-
gebundenem Wohn-
raum verstetigen

Seite 25

Zentrale Bedeutung 
des Bestands – private 
Kleinvermietende und 
soziale Träger verstärkt 
adressieren
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Kommunale Möglich-
keiten zum zielge-
richteten Einsatz für 
besondere Bedarfs-
gruppen

Seite 27

Gezielte Zusatzförde-
rung für die Bereitstel-
lung von Wohnraum 
für besondere Bedarfs-
gruppen
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Bundes- und Landesmittel für Ausweitung des 
Angebots an mietpreis- und belegungsgebunde-
nem Wohnraum verstetigen 

Die Facharbeitsgruppe erkennt die Bemühungen 
von Bund und Ländern um eine deutliche Aufsto-
ckung der Mittel der Wohnraumförderung an. Die 
weitere signifikante Erhöhung der Bundesmittel 
für die soziale Wohnraumförderung bis 2028 auf 
jährlich 5,5 Milliarden Euro gilt es – auch in Anbe-
tracht stark gestiegener Baukosten – auf diesem 
Niveau mindestens zu verstetigen und von den 
Bundesländern entsprechend mit eigenen Mit-
teln zu flankieren. Die erhöhten Förderanstren-
gungen sind dringend notwendig, um den in den 
beiden letzten Jahrzehnten auf nur mehr gut 1 
Million Wohneinheiten halbierten Bestand an 
Sozialwohnungen zu stabilisieren und perspekti-
visch wieder auszuweiten.

Damit die Förderwirkung steigt und noch mehr 
mietpreis- und belegungsgebundene Wohnun-
gen entstehen, ist es ebenfalls (weiterhin) not-
wendig, die in den letzten Jahren überhöhten 
Baustandards und -normen auf ein sinnvolles Maß 
zurückzuführen, um die Baukosten zu verringern. 
Ansätze wie der Regelstandard E (Erleichtertes 
Bauen) in Schleswig-Holstein oder der sogenann-
te „Hamburg-Standard“ können dazu beitragen, 
die Baukosten im sozialen Wohnungsbau zu sen-
ken und damit wieder mehr Wohnraum pro Förde-
reuro zu schaffen – ohne dass dabei Wohnqualität 
oder gar -sicherheit negativ beeinträchtigt wür-
den. Darüber hinaus lassen sich Kosten durch ver-
ringerte Flächen pro Wohneinheit reduzieren, da 
effizientere und intelligentere Grundrisse genutzt 
oder durch technische Innovationen Flächen frei 
werden (z. B. durch fehlende Heizkörper). Stan-
dards zur Barrierefreiheit im Neubau dürfen dabei 
nicht infrage gestellt werden. 

Angesichts des Bedarfs an bezahlbarem Wohn-
raum und der Notwendigkeit, das Segment für 
einkommensschwache Haushalte und beson-
dere Bedarfsgruppen zu stärken und quantitativ 
auszuweiten, ist das geförderte Marktsegment 
mit Mietpreis- und Belegungsbindungen und von 
den Kommunen nutzbaren Benennungs- und Be-
setzungsrechten sowie Belegungsvereinbarun-
gen von zentraler Bedeutung und stellt gerade 
für wohnungslose Menschen in angespannten 
Wohnungsmärkten einen wichtigen Baustein für 

den Zugang zu Wohnraum dar. Die soziale Wohn-
raumförderung hat allerdings einen breiten Ver-
sorgungsauftrag für einkommensschwächere und 
am Wohnungsmarkt benachteiligte Gruppen und 
umfasst nicht nur wohnungslose oder von Woh-
nungslosigkeit bedrohte Menschen bzw. weite-
re besondere Bedarfsgruppen. Eine Konkurrenz 
mit anderen Zielgruppen gilt es zu vermeiden. 
Insgesamt ist daher eine allgemeine quantitative 
Ausweitung von mietpreis- und belegungsgebun-
denen Sozialwohnungen und von bezahlbarem 
Wohnraum wichtig.

Zentrale Bedeutung des Bestands – private 
Kleinvermietende und soziale Träger verstärkt 
adressieren

Angesichts hoher Baukosten, limitierter öffent-
licher Förderung und allgemein im historischen 
Vergleich niedrigen Baufertigstellungszahlen, ist 
das Neubaupotential für die Wohnraumversor-
gung wohnungsloser Menschen begrenzt. Des-
halb ist nicht allein der Neubau und die Schaf-
fung von spezifischem Wohnraum für besondere 
Bedarfsgruppen wichtig. Vielmehr kommt dem 
gezielten Zugang zu bereits vorhandenem Wohn-
raum eine mindestens ebenso große Bedeutung 
zu und dies kann im Vergleich zum Neubau mit 
weniger öffentlichem Mitteleinsatz gestaltet wer-
den. Gerade hierfür bieten Modernisierungsförde-
rung mit Mietpreis- und Belegungsbindung oder 
der Ankauf bzw. die Verlängerung von Belegungs-
bindungen einen besonderen Mehrwert. Die Bun-
desländer sollten deshalb neben der Neubauför-
derung der Bestandsaktivierung einen ebenso 
hohen Stellenwert beimessen.

Neben der Förderung von mietpreis- und bele-
gungsgebundenem Wohnraum bei Wohnungs-
unternehmen sollten auch die privaten Klein-
vermietenden als quantitativ relevanter und 
notwendiger Bestandteil der Wohnraumversor-
gung verstärkt adressiert werden. Nachdem in 
den letzten Jahren vorwiegend die institutionali-
sierte Wohnungswirtschaft – und hier in besonde-
rem Maße öffentliche Unternehmen – im sozialen 
Wohnungsbau stark aktiv waren, sollte insbeson-
dere außerhalb der Ballungsräume die wichti-
ge Gruppe der privaten Vermietenden mit einer 
zielgerichteten Förderung wieder vermehrt dazu 
angereizt werden, mietpreis- und belegungsge-
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bundenen Wohnraum zur Verfügung zu stellen. 
Hierfür sind vor allem eine attraktive Modernisie-
rungsförderung und der Ankauf von Benennungs-
rechten relevant.

Für soziale Träger eröffnen insbesondere die von 
Kommunen erworbenen Belegungsbindungen 
im Bestand wertvolle Möglichkeiten, zusätzlichen 
geförderten Wohnraum für besondere Bedarfs-
gruppen zugänglich zu machen. Da soziale Träger 
in der Regel nicht über ausreichende eigene Inves-
titions- und Finanzierungskapazitäten und immo-
bilienwirtschaftliche Expertise verfügen, können 
sie nur sehr begrenzt Wohnraum durch Neubau 
schaffen. Die Wohnraumförderung der Bundes-
länder sollte daher verstärkt den Erwerb von Be-
legungsbindungen unterstützen, damit soziale 
Träger diese, im Rahmen der rechtlichen Vorga-
ben, gezielt für die Versorgung ihrer Zielgruppen 
nutzen können. Dabei ist zu berücksichtigen, dass 
gebundener Wohnraum aus der sozialen Wohn-
raumförderung rechtlich nicht ohne Weiteres für 
Trägerwohnungen genutzt werden kann: Eine 
Vermietung an soziale Träger als juristische Per-
sonen unterliegt i. d. R. dem Gewerbemietrecht.

Generell gilt, dass die soziale Wohnraumförderung 
auf regulären Wohnraum mit Dauermietverträgen 
und Belegungs-/Mietbindungen ausgerichtet ist; 
befristete Mietverträge oder Generalvermietung 
fallen nicht in die Förderlogik. Diese Systemgren-
ze und damit einhergehende Herausforderungen 
sind bei Kooperationsmodellen mit sozialen Trä-
gern zu berücksichtigen.

Kommunale Möglichkeiten zum zielgerichteten 
Einsatz für besondere Bedarfsgruppen

Das begrenzte Neubaupotenzial der sozialen 
Wohnraumförderung sollte gezielt genutzt wer-
den, um je nach lokaler Wohnungsmarktsituati-
on bestehende Versorgungslücken im Bestand 
zu schließen (hinsichtlich bestimmter Lagen und 
Wohnungsgrößen). Wegen der langfristig wirken-
den Bindungen und Belegung der Flächen sowie 
vor dem Hintergrund ihres sozialen Wohnraum-
versorgungsauftrags haben Kommunen ein hohes 
Interesse an bedarfsgerechtem sozialem Woh-
nungsbau. Dafür stellen solide Wohnungsmarkt- 
und Bedarfsanalysen eine wichtige Grundlage 
dar, auf deren Basis die Kommunen den von der 

Wohnungswirtschaft errichteten sozialen Woh-
nungsbau mit steuern können. Dazu ist auch ein 
Überblick über die quantitative Versorgung von 
Personen mit besonderen Zugangsschwierigkei-
ten durch das geförderte Wohnungsmarktseg-
ment relevant, wozu gezielte Erhebungen durch 
die Kommunen erforderlich sind. Häufig ist bis-
lang nicht bekannt, wie intensiv Personen mit 
besonderen Zugangsschwierigkeiten durch Sozi-
alwohnungen versorgt werden. 

Neben der Wohnraumförderung können Städte 
und Gemeinden auch über bodenpolitische und 
städtebaurechtliche Instrumente wie Konzeptver-
gaben oder kooperative Baulandentwicklungen 
nach § 11 BauGB von Investoren die Bereitstellung 
mietpreis- und belegungsgebundener Wohnun-
gen für definierte Zielgruppen vereinbaren. Diese 
Steuerungsmöglichkeiten lassen sich über die Ab-
schöpfung planungsbedingter Bodenwertsteige-
rungen grundsätzlich auch ohne Förderkulisse re-
alisieren. Um die wirtschaftliche Tragfähigkeit der 
Wohnungsbauvorhaben sicherzustellen und mehr 
Wohnraum für besondere Bedarfsgruppen bereit-
stellen zu können, ist jedoch eine Abstimmung 
und Verknüpfung mit der Wohnraumförderung 
oder ergänzender Landesprogramme von Vorteil. 
In Stadtstaaten ist die unmittelbare Verbindung 
zur Wohnraumförderung direkter zu erreichen, 
aber auch Städte, die selbst als Bewilligungsbe-
hörden fungieren, können dies sicherstellen.

Damit Kommunen, aber auch weitere soziale 
Träger und Wohlfahrtsorganisationen darauf Ein-
fluss nehmen können, dass besondere Bedarfs-
gruppen Zugang zu Wohnraum erhalten, sind 
kommunale Benennungs- und Besetzungsrechte 
bedeutsam. Durch den privilegierten Zugriff auf 
Wohnraum für diese Gruppe kann eine stärkere 
kommunale Steuerung der Wohnraumvergabe 
erfolgen. Bei Benennungsrechten schlägt die zu-
ständige Stelle (z. B. Kommune) der Vermietersei-
te mehrere Haushalte/Personen vor. Den Ver-
mietenden bleibt i. d. R. die Wahl zwischen den 
benannten Interessent:innen für eine Wohnung 
(z. B. durch ein sogenanntes „Dreier-Vorschlags-
recht“). Ebenso können Kommunen ergänzend 
oder gesondert zur sozialen Wohnraumförderung 
über eine zusätzliche kommunale Förderung wei-
tere Benennungs- oder Besetzungsrechte schaf-
fen. Obwohl Benennungs- und Besetzungsrechte 
je nach Landesrecht unterschiedlich ausgestaltet 
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sind, sollten sie in den Bundesländern so gere-
gelt werden, dass insbesondere Kommunen mit 
besonderen Zugangsschwierigkeiten für die de-
finierte Bedarfsgruppe, verlässliche und flexible 
Steuerungsmöglichkeiten erhalten.

Fixe Quoten für besondere Bedarfsgruppen bei je-
dem geförderten Wohnungsbauvorhaben zu ver-
langen, ist insbesondere für Flächenländer wegen 
der i. d. R. regional sehr unterschiedlichen Woh-
nungsmärkte und unterschiedlichen Ausprägun-
gen von Zugangsschwierigkeiten für besonders 
vulnerable Bedarfsgruppen zwischen und inner-
halb der Bundesländer nicht bedarfsgerecht. Es 
gibt Regionen und Kommunen, in denen der Be-
stand an mietpreis- und belegungsgebundenen 
Sozialwohnungen für einkommensschwächere 
Haushalte durch Neubau und Modernisierung er-
höht oder mindestens stabilisiert werden sollte 
und Wohnungsmarktakteure die soziale Wohn-
raumförderung auch dazu nutzen. Gleichzeitig 
besteht nicht überall ein expliziter zusätzlicher 
Bedarf für besondere Bedarfsgruppen, um eine 
grundlegende fixe Quote zu rechtfertigen. Für 
Städte mit angespannten Wohnungsmärkten und 
erhöhten Zugangsschwierigkeiten für vulnerable 
Gruppen sollten dafür verstärkt individuelle Mo-
delle zur Vereinbarung von Benennungsrechten 
und Kontingenten für vulnerable Bedarfsgruppe 
zwischen Kommune, Vorhabenträger und För-
dermittelgeber zur Anwendung kommen, wie dies 
in NRW und Hessen erprobte Praxis ist. 

Eine auf einzelne Gebäude oder Quartiere starre 
Festlegung von Benennungs- und Besetzungs-
rechten bzw. von fixen Quoten für vulnerable 
Bedarfsgruppen kann sich problematisch auf die 
soziale Stabilität von Nachbarschaften auswirken. 
Wohnungsunternehmen wollen ihre Bestände 
und Mieterschaft selbst gestalten, um dadurch 
überforderte oder segregierte Nachbarschaften zu 
vermeiden. Sie setzen auf kooperative und flexib-
lere Belegungsvereinbarungen wie in Nordrhein-
Westfalen oder mittelbare Bindungen, wie sie in 
Baden-Württemberg, Hessen und Schleswig-Hol-
stein praktiziert werden. Auch Kommunen sehen 
in den in NRW eingesetzten Belegungsvereinba-
rungen bedarfsgerechtere und wirksamere Steue-
rungsmöglichkeiten als Benennungsrechte, durch 
die insbesondere Personen mit spezifischen sozi-
alen Unterstützungsbedarfen häufig nur schwer 

zu vermitteln sind. Bei mittelbaren Bindungen 
werden die Belegungs- und Mietpreisbindungen 
nicht direkt auf die ursprünglich geförderten 
Wohnungen bzw. Wohnungsbauvorhaben ange-
wendet. Stattdessen können diese Bindungen auf 
andere, gleichwertige Wohnungen im Bestand der 
Fördernehmer:innen übertragen werden – etwa 
zur Förderung sozial stabiler Bewohnerstruktu-
ren oder zur Berücksichtigung besonderer woh-
nungswirtschaftlicher Rahmenbedingungen. 

Insgesamt kommt der kommunalen Vermittlung 
und Belegungspraxis für die Wohnraumversor-
gung wohnungsloser Menschen eine zentrale 
Rolle zu. Hierfür bieten über die soziale Wohn-
raumförderung hinaus auch Kooperationsverein-
barungen zwischen Wohnungsunternehmen und 
sozialen Trägern weitergehende Möglichkeiten 
– wie etwa die Kooperationsverträge der Freien 
und Hansestadt Hamburg mit der SAGA Unter-
nehmensgruppe oder der Stadt Köln mit der GAG 
Immobilien AG bzw. das besondere Berliner Mo-
dell des „Geschützten Wohnungsmarkts“. Diese 
sind insbesondere für die Wohnraumversorgung 
vulnerabler Gruppen mit spezifischen sozialen 
Unterstützungsbedarfen, z. B. auch im Rahmen 
von Housing First-Projekten, im Vergleich zur Nut-
zung von Benennungs- oder Besetzungsrechten 
der sozialen Wohnraumförderung von Vorteil. Wie 
sich Kooperationsvereinbarungen gezielt einset-
zen lassen, wird explizit im „Praxisleitfaden zur 
Akquise und Vermittlung von Wohnraum für woh-
nungslose Menschen“ der Unterarbeitsgruppe 
„Wohnraumakquise“ beleuchtet. 

Gezielte Zusatzförderung für die Bereitstellung 
von Wohnraum für besondere Bedarfsgruppen 

Sonderprogramme oder spezielle Förderbaustei-
ne – wie in Schleswig-Holstein, wo gezielt Wohn-
raum für wohnungslose Menschen in separaten 
Bauvorhaben geschaffen wird, oder Sonderbin-
dungen mit erhöhter Förderung in Baden-Würt-
temberg – haben bislang eher punktuelle und 
quantitativ geringe Wirkung entfaltet. Perspekti-
visch können sie jedoch dazu beitragen, das Ange-
bot an gefördertem Wohnraum auszuweiten, den 
soziale Träger gezielt für besonders vulnerable 
Gruppen einsetzen können. Bereits heute können 
soziale Träger durch die bestehenden Förderbau-
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steine (z. B. geförderte Neubauvorhaben sowie 
insbesondere von Kommunen erworbene Bele-
gungsbindungen mit Benennungs-/Besetzungs-
rechten) dabei unterstützt werden, wohnungslose 
oder von Wohnungslosigkeit bedrohte Haushalte 
über reguläre Mietverhältnisse in gebundene So-
zialwohnungen zu vermitteln.

Jedoch ist zu beachten, dass die Nutzung von 
gebundenem Wohnraum für Trägerwohnungen 
i. d. R. rechtlich nicht möglich ist: Sozialwohnun-
gen dürfen ausschließlich an natürliche Personen 
vermietet werden, befristete Mietverträge sind 
grundsätzlich ausgeschlossen, und eine General-
anmietung durch Träger ist ohne ausdrückliche 
Freistellung nicht zulässig. Diese Rahmenbedin-
gungen erschweren eine direkte Verzahnung von 
sozialem Wohnungsbau und dem Bedarf an Trä-
gerwohnraum.

Um innerhalb der Förderkulissen die Schaffung 
von mehr Wohnraum für besondere Bedarfsgrup-
pen durch die Wohnungswirtschaft stärker anzu-
reizen und damit (unter Umständen) verbundene 
höhere Erstellungs- und Bewirtschaftungskosten 
zu kompensieren, sind die Zusatzförderung bei 

Baukosten, das Zulassen höherer Fördermieten 
bzw. Bewirtschaftungszuschüsse oder Mietzu-
schüsse geeignete Ansätze. Diese bislang nur von 
wenigen Bundesländern praktizierten Anreizsys-
teme mit verbesserten Förderkonditionen sollten 
sich in der Förderpraxis der Länder weiterverbrei-
ten. Die Höhe der Bewilligungsmieten der sozi-
alen Wohnraumförderung sollte zudem mit der 
Systematik der Kosten der Unterkunft des SGB II 
§ 22 abgestimmt sein. 

Um die Wohnraumversorgung wohnungsloser 
Menschen gezielt zu verbessern, sind Kooperatio-
nen zwischen Wohnungsunternehmen und sozi-
alen Trägern von zentraler Bedeutung4 – sowohl 
für die Vermittlung wohnungsloser Menschen in 
Wohnraum als auch für die ggf. benötigte individu-
elle Begleitung und Unterstützung von Personen 
mit spezifischen sozialen Unterstützungsbedar-
fen. Daher sollte die Förderpraxis der Bundes-
länder die Zusammenarbeit mit sozialen Trägern 
künftig noch stärker unterstützen. Verbesserte 
Förderkonditionen können dafür wirksame An-
reize schaffen, auch um Wohnungsunternehmen 
stärker für die Zielgruppe der wohnungslosen 
Menschen zu gewinnen.

4  Beispiele erfolgreicher Kooperation veranschaulicht 
z. B. die Broschüre „Gemeinsam gelingt’s – Gute Praxis 
der Kooperation zwischen Wohnungsnotfallhilfe und 
Wohnungswirtschaft“ der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. (BAGFW), dem GdW 
Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilien-
unternehmen e. V. und der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Wohnungslosenhilfe e. V. (BAG W)

https://www.bagw.de/fileadmin/bagw/media/Doc/PUB/PUB_25_Broschuere_zur_Guten_Praxis_der_Kooperation_zwischen_Wohnungsnotfallhilfe_und_Wohnungswirtschaft.pdf
https://www.bagw.de/fileadmin/bagw/media/Doc/PUB/PUB_25_Broschuere_zur_Guten_Praxis_der_Kooperation_zwischen_Wohnungsnotfallhilfe_und_Wohnungswirtschaft.pdf
https://www.bagw.de/fileadmin/bagw/media/Doc/PUB/PUB_25_Broschuere_zur_Guten_Praxis_der_Kooperation_zwischen_Wohnungsnotfallhilfe_und_Wohnungswirtschaft.pdf
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https://www.stadt-muenster.de/recht/ortsrecht/satzungen/detailansicht/satzungsnummer/64.02
https://www.stadt-muenster.de/recht/ortsrecht/satzungen/detailansicht/satzungsnummer/64.02


33

So
zi

al
e 

W
oh

nr
au

m
fö

rd
er

un
g

SACHSEN:

Freistaat Sachsen (2023): Förderrichtlinie gebundener Mietwohnraum. Verfügbar unter: https://www.
revosax.sachsen.de/vorschrift/20406-FRL-gebundener-Mietwohnraum#romVII (Zugriff am: 05.12.2025).

Freistaat Sachsen (2025): Förderrichtlinie preisgünstiger Mietwohnraum. Verfügbar unter: https://www.
revosax.sachsen.de/vorschrift/21315-FRL-preisguenstiger-Mietwohnraum (Zugriff am: 18.04.2026).

Gesetz über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet der sozialen Wohnraumförderung (SächsWoF-ZustG). Ver-
fügbar unter: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/13789-SaechsWoFZustG (Zugriff am: 05.12.2025).

Stadt Leipzig (2025): Wohnungsbauförderkonzeption 2025. Verfügbar unter: https://static.leipzig.de/filead-
min/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.6_Dez6_Stadtentwicklung_Bau/64_Amt_fuer_Stadterneue-
rung_und_Wohnungsbaufoerderung/Wohnungsbaufoerderung/Wohnungsbauforderkonzeption-2025.
pdf (Zugriff am: 05.12.2025).

Stadt Leipzig (o. J.): Programm zur sozialen Wohnraumförderung in Leipzig. Verfügbar unter: https://www.
leipzig.de/bauen-und-wohnen/stadterneuerung-in-leipzig/foerderprogramme/soziale-wohnraumfoerde-
rung/ (Zugriff am: 05.12.2025).

SCHLESWIG-HOLSTEIN: 

Investitionsbank Schleswig-Holstein (o. J.): Förderrichtlinie Sonderprogramm für besondere Bedarfsgrup-
pen. Verfügbar unter: https://www.ib-sh.de/fileadmin/user_upload/downloads/immobilienkunden/sozi-
ale_wohnraumfoerderung_fuer_mietwohnungsmassnah-men/foerderrichtlinie_zum_sonderprogramm_
wohnraum_fuer_besondere_bedarfsgruppen.pdf (Zugriff am: 05.12.2025).

Investitionsbank Schleswig-Holstein (o. J.): Soziale Wohnraumförderung für Mietwohnungsmaßnahmen. 
Verfügbar unter: https://www.ib-sh.de/produkt/soziale-wohnraumfoerderung-fuer-mietwohnungsmass-
nahmen/ (Zugriff am: 05.12.2025).

Landtag Schleswig-Holstein (2024): Kleine Anfrage an die Landesregierung zum Sonderprogramm „Wohn-
raum für besondere Bedarfsgruppen“ (Drucksache 20/3521). Verfügbar unter: https://www.landtag.ltsh.
de/infothek/wahl20/drucks/03500/drucksache-20-03521.pdf (Zugriff am: 05.12.2025).

Ministerium für Inneres, Kommunales Wohnen und Sport Schleswig-Holstein (2024): Vortrag in der Fachar-
beitsgruppensitzung am 08.10.2024. Unveröffentlichtes Dokument.

Schleswig-Holsteinisches Wohnraumförderungsgesetz (SHWoFG). Verfügbar unter: https://www.gesetze-
rechtsprechung.sh.juris.de/bssh/document/jlr-WoFGSHV3P11 (Zugriff am: 05.12.2025). 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/20406-FRL-gebundener-Mietwohnraum#romVII
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https://static.leipzig.de/fileadmin/mediendatenbank/leipzig-de/Stadt/02.6_Dez6_Stadtentwicklung_Bau/64_Amt_fuer_Stadterneuerung_und_Wohnungsbaufoerderung/Wohnungsbaufoerderung/Wohnungsbauforderkonzeption-2025.pdf
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Mitwirkende

In der Facharbeitsgruppe 
„Wohnraumversorgung“

BUND

Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS)

Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMBFSFJ) 

Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen (BMWSB)

LÄNDER

Abstiens, Lena – Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung, Bauen und Wohnen Berlin

Bergmann, Madleen / Krüger, Dr. Maik – Ministeri-
um für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport 
des Landes Schleswig-Holstein

Kaldek, Laura / Schrooten, Stefan – Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen

Kalusche, Dr. Johannes – Hessisches Ministeri-
um für Wirtschaft, Energie, Verkehr, Wohnen und 
ländlichen Raum

Wiethoff, Dr. Katharina – Freie und Hansestadt 
Hamburg – Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen

KOMMUNALE SPITZENVERBÄNDE

Klöppel, Sebastian – Deutscher Städtetag

KOMMUNEN

Betzenbichler, Monika – Amt für Wohnen und Mi-
gration der Landeshauptstadt München

Frommer, Patricia – Amt für Soziales, Arbeit und 
Senioren der Stadt Köln

Jekel, Gregor – Fachbereich Wohnen, Arbeit und 
Integration der Landeshauptstadt Potsdam

Lenz, Dr. Martin – Sozialbürgermeister der Stadt 
Karlsruhe a. D.

Wagner, Katharina – Amt für Wohnungswesen der 
Stadt Frankfurt am Main

Zivilgesellschaft, Wohnungswirtschaft, 
Wissenschaft und Praxis

Bösing, Sabine / Neupert, Paul / Krauß, Joachim – 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
e. V. (BAG W)

Böwe, Sebastian / Von Lindern, Julia – Bundesver-
band Housing First e. V.

Doborosky, Dr. Julia – KSD Katholischer Sied-
lungsdienst e. V.

Edele, Michael / Masurek, Marie – Benno und Inge 
Behrens-Stiftung (Hamburg)

Feyer, Natascha / Wentz, Stephanie – Beratungs-
forum JUGEND STÄRKEN: Brücken in die Eigen-
ständigkeit 
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Fisch, Katja – Gemeinsame Arbeitsgemeinschaft 
der Arbeiterwohlfahrt im Land Brandenburg e. V.

Flatters, Friedrich-Alexander – Verband der Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland West-
falen e. V. (VdW Rheinland Westfalen)

Gewand, Dr. Oliver – GdW Bundesverband deut-
scher Wohnungs- und Immobilienunternehmen 
e. V.

Haß, Erik – Soziale Wohnraumhilfe gGmbH (Han-
nover)

Henke, Jutta / Steffen, Axel – Gesellschaft für in-
novative Sozialforschung und Sozialplanung e. V.

Jordan, Dr. Rolf – Deutscher Verein für öffentliche 
und private Fürsorge e. V.

Kubitza, Sabine – BGW Bielefelder Gesellschaft für 
Wohnen und Immobiliendienstleistungen mbH

Ladeck, Sven – Vonovia SE

Lange, Jannika / Senebald, Heiko – eid Evangeli-
scher Immobilienverband Deutschland e. V.

Liesendahl, Arnd – Beauftragter der Selbstvertre-
tung wohnungsloser Menschen e. V., Sprecherrat 
AG Partizipation der BAG W und Experte in eigener 
Sache

Petri, Doreen – Neue Wohnraumhilfe gGmbH 
(Darmstadt)

Schabram, Greta – Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband – Gesamtverband e. V.

Schweitzer, Eva / Vogel, Friederike – Bundesinsti-
tut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)

Timmen, Heike – Arbeiterwohlfahrt Bundesver-
band e. V.

Von der Lieth, Jörn – Hilfswerk-Siedlung GmbH 
(Berlin)

Weißbach, Raphael / Almeskirchen, Daria / Förste, 
Daniel – ZIA Zentraler Immobilien Ausschuss e. V.

Wolff, Anna / Michel, Franz – Deutscher Mieter-
bund e. V.

Wollandt, Ivy – PARITÄTISCHER Wohlfahrtsver-
band Schleswig-Holstein e. V.

Zu Eicken, Matthias / Peitz, Luisa / Grimm, Jakob 
– Haus & Grund Deutschland - Zentralverband der 
Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentü-
mer e. V.

Weitere mitwirkende Institutionen und 
Expert:innen

(die im Rahmen von Sitzungen fachliche Beiträge 
gehalten und/oder bei der Erarbeitung des Pa-
piers beratend unterstützt haben)

Guesnet, Simone – Wohnungsbaugenossenschaft 
„Am Ostseeplatz” eG (Berlin)

Metzmacher, Mathias – Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR)



www.deutscher-verband.org

http://www.deutscher-verband.org/
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